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Niederschrift
Sitzung des Beirates für Menschen mit Behinderung

der Landeshauptstadt Kiel

Sitzungstermin: Freitag, 09.12.2022
Sitzungsbeginn: 15:00 Uhr
Sitzungsende: 17:15 Uhr
Raum, Ort: Ratssaal, Rathaus

Teilnehmende

Vorsitz
Michael Völker

Anwesende stimmberechtigte
Beiratsmitglieder
Tania Apenburg
Angela Baasch
Peter Bergien
Silke Haß
Werner Höfer
Stefan Jöns
Hinnerk Kändler
Jeanette Kollien
Dagmar Link
Doris Michaelis-Pieper
Maren Nitschke-Frank
Sonja Steinbach
Annika Stoeckicht
Dr. Jürgen Trinkus
Friederike Wenk

Abwesend
Thomas Bartels
Christina A. Benker
Hardy Bickel
Manfred Bornhöft
Florian Fiegl
Dr. Rüdiger Hannig
Margot Hein
Cornelia Hörsting
Tim Kähler
Janine Kolbig
Bianca Kronschnabel
Kay Macquarrie
Henning Nawotki
Philip Pieper
Eike Reimers
Winfried Reiske
Robert Schmidt
Gerd Schwertfeger
Gert Uecker
Bettina Wagner
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Anna-Lena Walczak 
Andrea Wiese
Jan Wohlfarth
Hans-Peter Worringen
Burkhard Ziebell

Gäste
Sylvia Jacobsen

Verwaltung           
Oberbürgermeister Dr. Ulf Kämpfer
Britta Deubel
Maren Kaim
Christa Rosenstock
Lia Nicolo

Tagesordnung

Öffentlicher Teil
Beginn: 15:00 Uhr
Ende: 17:15 Uhr
1 Eröffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden und Feststellung der Beschluss-

fähigkeit
2 Verpflichtung der Beiratsmitglieder durch den Vorsitzenden
3 Genehmigung der Tagesordnung
4 Wahl eines stimmberechtigten Mitglieds aus der Reihe der Stellvertreter*innen 

der Selbsthilfeorganisationen und Vereine
5 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung am 11.11.2022
6 Einwohner*innen fragen und regen an
7 Berichte aus den Arbeitsgruppen und Projektgruppen
8 Gespräch mit Oberbürgermeister Dr. Ulf Kämpfer
9 Beschlüsse und Anträge
10 Bericht des Vorsitzenden
11 Mitteilungen der Verwaltung
12 Berichte aus den Ausschüssen und anderen Beiräten
13 Verschiedenes
14 Schließung der Sitzung

Protokoll

Öffentlicher Teil

zu 1 Eröffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden und Feststellung der Be-
schlussfähigkeit

Der Vorsitzende, Michael Völker, begrüßt alle anwesenden Beiratsmitglieder und 
Gäste.
Für fünf an der Sitzung nicht teilnehmende Mitglieder aus den Selbsthilfeorgani-
sationen und Vereinen mit Sitz im Gebiet der Landeshauptstadt Kiel wurden Ste-
fan Jöns, Annika Stoeckicht und Tania Apenburg im Rahmen des Rotationsprin-
zips als stimmberechtigt einberufen. Die Beschlussfähigkeit wird festgestellt.
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zu 2 Verpflichtung der Beiratsmitglieder durch den Vorsitzenden

Die zu verpflichtenden Mitglieder sind nicht anwesend.

zu 3 Genehmigung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird einstimmig genehmigt.

zu 4 Wahl eines stimmberechtigten Mitglieds aus der Reihe der Stellvertreter*in-
nen der Selbsthilfeorganisationen und Vereine

Janine Kolbig ist zum 31.10.2022 aus dem Beirat ausgetreten. Im Falle des Aus-
scheidens eines der Mitglieder aus den Selbsthilfeorganisationen und Vereinen 
schlägt der Beirat aus der Reihe der zugehörigen Stellvertreter*innen mindestens 
eine Person vor, die als stimmberechtigtes Mitglied nachrücken soll. 
Zur Wahl stehen Stefan Jöns, Annika Stoeckicht und Tania Apenburg. 

Im ersten Wahlgang erhält Stefan Jöns 6 Stimmen, Annika Stoeckicht 4 Stimmen 
und Tania Apenburg 6 Stimmen. 
Aufgrund dessen erfolgt eine Stichwahl zwischen Stefan Jöns, welcher 10 Stim-
men erhält und Tania Apenburg welche 6 Stimmen erhält.

Michael Völker gibt bekannt, dass Stefan Jöns das neue stimmenberechtigte Mit-
glied für Janine Kolbig ist und gratuliert ihm.

zu 5 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung am 11.11.2022

Die Niederschrift enthält Korrekturwünsche von Silke Haß. Zu dem Punkt 7 „Psy-
chische Gesundheit und psychische Erkrankungen während Corona“ Absatz 5 
der Seite 6 möchte Silke Haß, dass der Beirat für Menschen mit Behinderung 
genannt wird sowie dessen Kooperationsbereitschaft signalisiert wird. Ebenfalls 
auf Seite 6 in Absatz 10 soll der Beirat für Menschen mit Behinderung bei der 
Bearbeitung von Notfallplänen involviert werden.

Die geänderte Niederschrift wird einstimmig genehmigt.

zu 6 Einwohner*innen fragen und regen an

Es gibt keine Fragen oder Anregungen von Einwohner*innen.

zu 7 Berichte aus den Arbeitsgruppen und Projektgruppen

Es gibt keine Berichte aus den Arbeitsgruppen. 

Stefan Jöns merkt an, dass die Arbeitsgruppen sehr dünn besetzt sind und gibt 
zu bedenken, dass sich alle, die sich in der nächsten Legislaturperiode zur Wahl 
stellen, auch in einer Arbeitsgruppe aktiv sein sollten. 
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In dieser Legislaturperiode soll nach Michael Völker nichts mehr unternommen 
werden, aber in der nächsten soll Stefan Jöns Anmerkung berücksichtigt werden.

zu 8 Gespräch mit Oberbürgermeister Dr. Ulf Kämpfer

Oberbürgermeister Dr. Ulf Kämpfer beantwortet die vorab zugesendeten Fragen 
der Beiratsmitglieder.

Frage 1
Warum kann der Beirat für Menschen mit Behinderung nicht in den schwierigen 
Zeiten (Corona) regulär in hybrider Form oder gänzlich im Onlineformat seine 
Sitzungen durchführen?

Gemeindeordnung SH § 35a Sitzungen in Fällen höherer Gewalt
(1) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass bei Naturkatastrophen, 

aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außergewöhnli-
chen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und 
-vertreter an Sitzungen der Gemeindevertretung erschwert oder verhin-
dert, die notwendigen Sitzungen der Gemeindevertretung ohne persönli-
che Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonferenz 
durchgeführt werden können.

(2) Durch Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass Sitzungen der Aus-
schüsse, der Ortsbeiräte und der sonstigen Beiräte im Sinne des Absat-
zes 1 durchgeführt werden können.

Hauptsatzung § 14 a Sitzungen in Fällen höherer Gewalt
Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren 
Notsituationen können notwendige Sitzungen der Ratsversammlung, der Aus-
schüsse und der Beiräte als Videokonferenz durchgeführt werden. Alles Nähere 
regeln die Geschäftsordnung für die Ratsversammlung und die Ausschüsse und 
die Geschäftsordnungen und Satzungen der Beiräte.

Voraussetzung für Beiratssitzungen als Videokonferenzen
 Notsituation/ Fall höherer Gewalt: Entscheidung durch Oberbürgermeister 

und Stadtpräsident
 Notwendige Sitzung

Michael Völker fragt, warum verschiedene Ausschüsse teilweise in hybrider Form 
noch tagen und ob beim Beirat für Menschen mit Behinderung aufgrund der Risi-
kofaktoren eine Ausnahme möglich sei. 
Dr. Ulf Kämpfer sagt diesbezüglich, dass die Notlage nicht mehr gegeben sei und 
somit auch alle Ausschüsse in Präsenz tagen sollten. Bezüglich einer hybriden 
Beiratssitzung gibt Dr. Ulf Kämpfer den Hinweis, dass eine Initiative bei dem Lan-
desbeirat für Menschen mit Behinderung aufgezeigt werden sollte, sodass ggf. 
eine Ausnahmeregelung für den Beirat für Menschen mit Behinderung initiiert 
wird. 

Frage 2
Welche Schritte werden in der Verwaltung unternommen (eingeleitet), um das 
neue Leitbild für Barrierefreiheit in das Alltagsgeschäft der Verwaltung einzubrin-
gen?

Als ersten Schritt hat die Abteilung Inklusion und Älter werden im Quartier am 07. 
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November 2022 ein sozialpolitisches Hearing zur Veröffentlichung des neuen 
Leitbildes Barrierefreiheit durchgeführt. Da Barrierefreiheit ein Querschnittsthema 
ist, konnten Mitarbeiter*innen und Führungskräfte der Landeshauptstadt Kiel, als 
Multiplikator*innen für ihre Aufgabenbereiche teilnehmen. In Diskussions- und 
Austauschrunden mit Expert*innen in eigener Sache konnten die städtischen Mit-
arbeitenden ihre Kenntnisse zu dem Themenkomplex Barrierefreiheit erweitern 
und Anregungen zur Umsetzung in ihrem Aufgabengebiet erhalten. In den kom-
menden Jahren wird die Abteilung Inklusion und Älter werden im Quartier ent-
sprechend der Maßnahmenempfehlungen des Leitbildes, Veranstaltungen zum 
Thema Barrierefreiheit initiieren. Weil kommende Veranstaltungen in einem parti-
zipativen Prozess mit den zuständigen Ämtern gestaltet werden sollen, gibt es 
dazu noch keinen konkreten Veranstaltungsplan. Im Februar 2023 soll es in der 
Abschlussveranstaltung mit der AG Leitbild um die Priorisierung der Vorhaben 
gehen.

Silke Haß ergänzt zu diesem Thema, dass oftmals die Höhe der Bordsteine für 
Rolli-Fahrer*innen eine Barriere darstellt. 
Dr. Ulf Kämpfer teilt mit, dass die Stadt Kiel die Barrieren immer weiter abbaut. 
Dies geschieht leider nicht von jetzt auf gleich, aber es sei ein stetiger Prozess.

Gast Sylvia Jacobsen erläutert ein ähnliches Problem mit dem Weg zur Bushalte-
stelle „Spolertstraße“, bei der sie aufgrund der Treppen einen großen Umweg 
fahren muss. 
Michael Völker teilt mit, dass er im Austausch mit der KVG sei und diese ihm mit-
geteilt habe, dass die Zuwege zu dieser Bushaltestelle in naher Zukunft barriere-
frei abgeändert werden.

Frage 3
In der Landeshauptstadt Kiel (LHK) ist zu beobachten, dass Straßen für den mo-
torisierten Individualverkehr (MIV) gesperrt und dass die knappen Parkmöglich-
keiten weiter reduziert wurden und werden. Gleichzeitig stellt die motorisierte Er-
reichbarkeit von Zielen inklusive Parkmöglichkeiten für Menschen mit Mobilitäts-
einschränkungen eine Grundbedingung für die Teilnahme am Leben dar. Wie 
geht die LHK mit diesem Spannungsfeld um?

Dr. Ulf Kämpfer teilt mit, dass es eine schwierige Lage sei. In den letzten zehn 
Jahren seien 15.000 Autos in Kiel dazu gekommen, ohne dass es mehr Parkplät-
ze gäbe, das ist ein Spannungsfeld, welches es zu lösen gilt. Eine der Lösungen 
sei der Ausbau von Fahrradstraßen, besonders im Innenstadtbereich –wie zum 
Beispiel am Schrevenpark, sodass bspw. Pendler*innen von Außerhalb mit dem 
Fahrrad ihren Arbeitsplatz sicher erreichen, darüber hinaus soll das Fahrradfah-
ren attraktiver und sicherer gestaltet werden.
Dr. Ulf Kämpfer betont, dass es sich dabei auf keinen Fall um eine Anti-Auto-Poli-
tik handelt, denn er weiß auch, dass viele Kieler*innen aufgrund ihrer Arbeit o.ä. 
auf ein Auto angewiesen sind und ihnen kein Nachteil durch das Führen eines 
Autos entstehen soll.

Dagmar Link teilt mit, dass es in den Ortsteilen immer weniger Parkplätze gibt 
und diese für Fahrradfahrer*innen weichen müssen. 
Dies kann Dr. Ulf Kämpfer nicht bestätigen, denn es werde beim Bau von Fahr-
radwegen immer auch darauf geachtet, dass Parkplätze erhalten bleiben. Ab und 
zu kann dies passieren, es entspricht aber nicht der Regel.

Stefan Jöns ergänzt in dem Spannungsfeld zwischen Fußgänger*innen und Fahr-
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radfahrer*innen die E-Scooter, welche mitten im Weg stehen gelassen werden, 
wodurch Barrieren entstehen. Zudem kritisiert er die viel zu schmalen Fahrrad-
wege auf der Straße, welche die Sicherheit von Fahrradfahrer*innen gefährden. 
Dr. Ulf Kämpfer merkt an, dass er das Fahrradfahren möglichst attraktiv gestalten 
möchte. Mit dem Umbau der Infrastruktur aufgrund des Straßenbahnnetzes, soll 
auch die Fahrradinfrastruktur ausgebaut werden. Beispielsweise sollen Fahrrad-
wege auf der Straße breiter werden, damit sich Fahrradfahrer*innen gefahrlos 
gegenseitig überholen können ohne mit dem Autoverkehr zu kollidieren. Zudem 
möchte Dr. Ulf Kämpfer den ÖPNV für die Kieler*innen attraktiver gestalten. Dies 
soll beispielsweise durch attraktive Preise entstehen. Dr. Ulf Kämpfer verweist 
hierbei auf das kommende 49 Euro-Ticket, mit welchem man für 49 Euro im Mo-
nat durch ganz Deutschland reisen kann. Zusammen mit dem Jobticket, welches 
verrechnet wird, sind es dann 19 Euro im Monat. Im Vergleich zahlen Pendler*in-
nen aktuell im ÖPNV 150 Euro im Monat für die Strecke zwischen Preetz und 
Kiel. 
Er gibt zu verstehen, dass das Auto weiterhin eine zentrale Aufgabe sein wird, 
aber jeder Mensch auch ohne Auto gut leben können soll.

Maren Nitschke-Frank kritisiert im ÖPNV die Barrieren in der Kanalstraße in Kiel 
Holtenau, welche sie als Rollifahrer*in nur sehr schlecht passieren kann. Und in 
der auch keine Behindertenparkplätze zur Verfügung stehen. Sie kann außerdem 
nicht auf das obere Deck der Fähre, weil es keinen Fahrstuhl gibt und braucht 
Unterstützung, wenn sie nach draußen möchte. Zudem gibt es beim Aussteigen 
keine Haltegriffe auf den neuen Fähren. 
Dr. Ulf Kämpfer merkt an, dass Haltegriffe evtl. nachgerüstet werden können. In 
den neueren Fähren gibt es die Möglichkeit nach draußen zu kommen.

Silke Haß ergänzt, dass der Beirat für Menschen mit Behinderung nicht in die 
Auswahl der Fähren einbezogen wurde, dadurch hätten die bestehenden Barrie-
ren umgangen werden können. Zudem sieht sie nach wie vor ein großes Problem 
bei den ÖPNV-Bussen aus dem Umland (VKP/Autokraft), welche nicht barriere-
frei sind, da sie keine Autoscooter mitnehmen können. „CAPTN“ (Clean Autono-
mous Public Transport Network) ist ein tolles neues Projekt. Silke Haß möchte 
anregen, dass der Beirat bzgl. Barrierefreiheit mit eingebunden wird.

Für Dr. Ulf Kämpfer sei es wichtig, dass alle Personen die Fähren nutzen können 
und dies sei der Fall. Auf VKP habe er keinen Einfluss. Diese gehören zum Kreis 
Plön.

Frage 4
Durch den russischen Angriffskrieg in der Ukraine kann es zu Lagen wie Black-
outs kommen. Wie werden bei diesen Szenarien die teilweise überlebenswichti-
gen Belange von Menschen mit Behinderungen berücksichtigt, insbesondere von 
Menschen, die nicht in Einrichtungen leben?

Die Kommune versucht auf verschiedenen Ebenen Sicherheit präventiv zu pla-
nen. Die Kieler Feuerwehr hat vor circa drei Wochen einen 72 Stunden Blackout 
geprobt. Das Ergebnis war nicht zufriedenstellend, daher wird eine neue Stelle für 
Prävention geschaffen. Alle Schutzmaßnahmen müssen nach und nach aufge-
baut werden, da diese in den letzten Jahrzehnten abgebaut wurden. 

Silke Haß regt an, dass der Beirat für Menschen mit Behinderung mit in die Not-
fallplanung einbezogen wird.
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Frage 5
Wie unterstützt die Landeshauptstadt Kiel Menschen mit geringem Einkommen in 
Zeiten der Zeitenwende? Gibt es z. B. einen „Kulturbonus" oder einen „Heizkos-
tenzuschuss" durch die Landeshauptstadt Kiel?

s. Drucksache: 0622/2022 Antrag und 0892/2022 GMhttps://ratsin-
fo.kiel.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=26785: 
Die Landesregierung plant im Rahmen des Punktes 5 des „8-Punkte-Entlas-
tungspakets“ die Einrichtung eines Fonds zur Abdeckung sozialer Härten mit dem 
Ziel, die Folgen gestiegener Energiepreise für bedürftige Bürger*innen abzumil-
dern. Insgesamt werden hierfür 5 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Mit einem 
Vorwegabzug in Höhe von 30.000 Euro an das Diakonische Werk wird das Win-
ternotprogramm in diesem Winter zusätzlich unterstützt. Die verbleibenden Mittel 
sollen an die Kreise und kreisfreien Städte weitergegeben werden. Für Kiel ist 
eine Summe von 557.700 Euro vorgesehen. Das Verfahren regelt eine Billigkeits-
richtlinie, die in der Entwurfsfassung vorliegt. Die Kreise und kreisfreien Städte 
können die Mittel selbst verwenden oder sie leiten sie an Vereine, Verbände oder 
an sonstige rechtsfähige Organisation, die Träger ehrenamtlicher oder hauptamt-
licher Hilfsorganisationen sind, weiter. Aus den Mitteln dieses Fonds können ins-
besondere Maßnahmen zur Sicherstellung der Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft geleistet werden (z.B. Essensausgabe an Bedürftige, Tagestreffs, Freizeit-
aktivitäten für Kinder) oder Zuschüsse zum Kauf energiesparsamer Haushalts-
großgeräte (z.B. Kühlschrank, Herd, Waschmaschine) gewährt werden. 
Mit allen anderen Entlastungspaketen insbesondere zu den Energiekostensteige-
rungen steht ein umfangreiches Maßnahmenprogramm zur Entlastung der Bür-
ger*innen zur Verfügung. Darüber hinaus steht mit den Leistungen aus dem 
Wohngeldgesetz und dem SGB II ein Hilfesystem zur Verfügung, das verhindert, 
dass Menschen in absolute Existenznot geraten. Ob alles zusammen ausreicht 
oder trotzdem noch Lücken im Hilfesystem bestehen, vermag die Verwaltung 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht einzuschätzen. Sie schlägt deswegen vor, das erste 
Quartal 2023 zur Bewertung der Lage zu nutzen. Sollten in der Zeit Härtefälle 
eine schnelle Hilfe erfordern, würde die Ermächtigung aus dem Beschluss 
0858/2022 dafür genutzt, schnelle Unterstützung zu leisten.

Dr. Ulf Kämpfer ergänzt zusätzlich zu den genannten Hilfsmaßnahmen das 9-Eu-
ro-Ticket und den Tankrabatt, welche für eine finanzielle Entlastung gesorgt ha-
ben. 

Angela Baasch merkt an, dass die Strompreisbremse erst ab Januar 2023 greift 
und dies zu spät sei.
Dr. Ulf Kämpfer erklärt, dass die Strompreisbremse rückwirkend ab März 2023 
greift und es wichtig ist, dass Menschen nicht in eine finanzielle Notlage gelan-
gen.

Tania Apenburg fragt zum Härtefallfond, für welche Personen dieser ist. 
Dr. Ulf Kämpfer führt aus, dass es bei diesem Fond um eine existenzielle Not 
geht. Es handelt sich um Einzelfallprüfungen.

Silke Haß erfragt, an wen sich die Betroffenen wenden müssen, um einen sol-
chen Antrag zu stellen.
Dr. Ulf Kämpfer verweist auf das Bürgertelefon. Die Betroffenen werden dann an 
die entsprechenden Sachbearbeiter*innen weitergeleitet, sodass ihnen individuell 
geholfen werden kann. 

Frage 6

https://ratsinfo.kiel.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=26785
https://ratsinfo.kiel.de/bi/vo020.asp?VOLFDNR=26785


Seite: 8/11

Fahrräder und E- Roller sind sehr leise und werden immer schneller. Auch sind 
viele Fahrräder sehr breit (z. B. Lastenräder). Wie kann man die Sicherheit für 
Menschen gewährleisten, die nicht reaktionsschnell sind, bei Gefahr durch 
schnelle und leise Fahrräder.

Die Sicherheit bereite Dr. Ulf Kämpfer auch große Sorgen, da in den Statistiken 
steigende Zahlen von toten Fahrradfahrer*innen im Straßenverkehr zu verzeich-
nen sind, wenngleich alle anderen Unfallstatistiken rückläufig sind. Die Hauptge-
fahr, welche er sehe, ist schlechtes Verhalten im Straßenverkehr. Daher ist ein 
sicherer Fahrradweg auf der Fahrbahn notwendig. Dies ist auch sicherer für Fuß-
gänger*innen.
Die bauliche Gestaltung spielt dabei eine große Rolle. Die Fahrradwege müssen 
ausreichend breit und gekennzeichnet sein, damit sich Fahrradfahrer*innen ge-
genseitig überholen können – ohne mit dem Autoverkehr zu kollidieren. Ein posi-
tives Beispiel ist die Veloroute 10.

Dr. Jürgen Trinkhus nimmt Bezug auf die Gefahr von Radwegen neben Bushalte-
stellen. Als blinde Person höre man beim Aussteigen aus dem Bus keine Fahr-
radfahrer*innen.
Dr. Ulf Kämpfer teilt mit, dass bauliche Veränderungen an Gefahrenstellen ge-
plant sind, aber auch gegenseitige Rücksichtnahme notwendig sei.

Frage 7
Wie viele barrierefreie Sozialwohnungen werden in den kommenden fünf Jahren 
in Kiel fertiggestellt und in welchem Stadtteil? 

Laut Baudezernat stehen 370 nutzbare und barrierefreie Wohnungen zur Verfü-
gung. Diese sind nicht immer rollstuhlgerecht. In den kommenden fünf Jahren 
werden voraussichtlich 117 barrierefreie, sozial geförderte Wohneinheiten be-
zugsfertig. Die Aufteilung stellt sich wie folgt dar:
Gaarden Ost:      35
Hassee: 2
Südfriedhof: 18
Brunswik: 6
Neumühlen-Dietrichsdorf: 27
Wik: 21
Wellingdorf: 8

Aufgrund des langen Betrachtungszeitraumes von 5 Jahren ist eine 100%ige 
Auskunft nicht möglich. Es ist davon auszugehen, dass zusätzlicher barrierefrei-
er, sozial geförderter Wohnraum geschaffen wird, dieser zum heutigen Stichtag 
jedoch noch nicht abgesprochen worden ist.

Hinnerk Kändler nimmt Bezug auf die barrierefreien Wohnungen in der Straße 
„Auberg“ in Kiel-Wik. Die Straße Auberg ist nicht barrierefrei gestaltet. Die einzige 
barrierefreie Zuwegung zu den Wohnungen wird nachts aufgrund von Fleder-
mausschutz nicht beleuchtet, sodass diese nicht barrierefrei ist. Er fragt, ob es 
eine Möglichkeit gebe, diesen Weg nutzbar zu machen. 
Dr. Ulf Kämpfer ist diese Thematik nicht bekannt, es ist geregelt, dass die Zuwe-
gung gedimmt beleuchtet ist, aber es sollte nicht aus sein. Daher wird er dies 
prüfen lassen.

Frage 8
Wird für die Trambahn eine neue Gesellschaft gegründet oder von der KVG be-
trieben?
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Es wird eine Planungsgesellschaft gegründet. Diese wird an die KVG angeglie-
dert.

Wird das Tram-Projekt europaweit ausgeschrieben?
Ja, das Tramprojekt wird europaweit ausgeschrieben.

Wann und wo beginnt die Ausbildung der Fahrer*innen?
Es wird Weiterbildungsmöglichkeiten für Busfahrer*innen zu Straßenbahnfah-
rer*innen geben. Diese sind sehr beliebt, sodass Dr. Ulf Kämpfer nicht davon 
ausgeht, dass Probleme bei der Stellenbesetzung entstehen.

Wo entsteht das Tram-Depot?
Das erste Depot entsteht als Stammdepot auf dem KVG-Gelände in der Diedrich-
straße. Eventuell wird es ein zweites Depot geben, weil das erste zu klein ist. 
Dieser Standort stehe noch nicht fest.

Wo kommt das Geld zum Verwirklichen her?
Das Geld kommt zu 15% vom Land. Die Straßenbahnen werden von der Stadt 
selbst finanziert. Geplant sind hierfür eine Milliarden Euro.

Sind die Fahrscheine der KVG auch in der Tram gültig?
Es ist ein einheitliches Ticketsystem geplant, welches auch vereinfacht werden 
soll. 

Frage 9
Gibt es eine Amtskette? Wann wird diese getragen?

Ja, es gibt eine Amtskette. Diese ist von 1967 und wurde von der IHK gespon-
sert. Dr. Ulf Kämpfer trägt sie circa sieben Mal im Jahr zu Anlässen – wie der 
Kieler Woche oder zur Verleihung des Wissenschaftspreises. 

Frage 10
Streben Sie eine dritte Amtszeit an?

Dr. Ulf Kämpfer ist seit neun Jahren und noch bis 2026 im Amt. Eine Wiederwahl 
ist noch offen, aktuell arbeitet er so, als würde er nicht wieder antreten, damit er 
viele Pläne umgesetzt bekommt. Ein weiterer Amtsantritt sollte gut überlegt sein, 
da es auch eine lange Zeit mit viel Verantwortung bedeute und weil er ein Ober-
bürgermeister sei, welcher etwas schaffen möchte.

Frage 11
Haben Sie Vergünstigungen bei der Stadt (Bücherei, Schwimmbad, Theater 
usw.)?

Nein, der Oberbürgermeister hat keine Vergünstigungen. Er werde in seiner Rolle 
als Oberbürgermeister zu den Premieren des Kieler Theaters und der Oper ein-
geladen. Andere Einladungen lehne er ab und lasse sich eine Rechnung schrei-
ben.

Der Vorsitzende Michael Völker bedankt sich im Namen des Beirats bei dem 
Oberbürgermeister Dr. Ulf Kämpfer für seine Zeit und die Beantwortung der Fra-
gen.

Pause 16.00-16.15 Uhr
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zu 9 Beschlüsse und Anträge

Es gibt keine Beschlüsse und Anträge.

zu 10 Bericht des Vorsitzenden

Es gibt nichts zu berichten.

zu 11 Mitteilungen der Verwaltung

Es gibt keine Mitteilungen aus der Verwaltung.

zu 12 Berichte aus den Ausschüssen und anderen Beiräten

Maren Nitschke-Frank berichtet über die Planung der „40+2 Feier“ am 
05.03.2023. Der Flyer ist vom Pressereferat fertiggestellt und kann nun in die 
Druckerei gegeben werden. Es steht die Frage im Raum, wer eingeladen werden 
soll. Es ist für maximal 115 Personen Platz. 
Maren Nitschke-Frank hat bei Tanz e.V. Christian Judith angefragt. Dieser moti-
viert und begleitet Menschen mit und ohne Behinderung beim Tanzen. Das Hono-
rar beträgt 800 Euro. 
Die Frage ist wie viele Flyer benötigt werden. Für die Einladungen an Vereine 
und Verbände verweist Michael Völker auf den Verteiler im Amt für Soziale 
Dienste. Die Anmeldung für die Feier soll ebenfalls über das Amt für Soziale 
Dienste erfolgen.
Neben dem Oberbürgermeister sollen auch die Landesvorsitzende für Menschen 
mit Behinderung und der Kieler Stadtpräsident eingeladen werden. 

Maren Nitschke-Frank verweist darauf, dass vor dem Raum Ausstellungstände 
zur Verfügung stehen. Es werden circa drei-vier Tische sein, welche sich die Ver-
eine und Verbände teilen können. Wer etwas ausstellen möchte, meldet sich bei 
Maria Rudolph im Amt für Soziale Dienste.

Essen und Trinken wurden im Stadtkaffee bestellt. 

Anfang Januar müssen die Einladungen und Flyer verschickt werden.

Tania Apenburg teilt mit, dass sich das Referat für Migration getroffen hat. Dort 
sei vor allem der Iran Thema gewesen. Aktuell bekommen Iraner*innen kein Vi-
sum mehr für Deutschland.

Maren Nitschke-Frank war zu einer Veranstaltung für Lesben und Queere. Es 
wurde besprochen, dass es in neun Ländern die Todesstrafe oder hohe Frei-
heitsstrafen für Homosexualität gibt. Wenn geflüchtet homosexuelle Menschen 
aus diesem Grund in Deutschland um Asyl bitten, trauen sich die Betroffene oft-
mals nicht, offen darüber zu sprechen, weil sie der Regierung misstrauisch ge-
genüber sind. Daher werden viele solcher Anträge abgelehnt. Aus diesem Grund 
ist die Berücksichtigung der LGBTQ+ asylrelevant. 

zu 13 Verschiedenes
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Dr. Jürgen Trinkus berichtet, dass der Antrag der Fraktion zu einer überparteili-
chen Angelegenheit wird.
Die Begegnungsstätte soll reaktiviert werden, dies geht nächste Woche in die 
Ratsversammlung.

zu 14 Schließung der Sitzung

Der Vorsitzende, Michael Völker, dankt der Verwaltung für die Zusammenarbeit 
und schließt die Sitzung des Beirates um 17:15 Uhr.

Michael Völker Maria Rudolph
Vorsitz Protokollführung


